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A. Erfordernis und Zielsetzung der Planaufstellung gem. § 1 Abs. 3 BauGB 

Gemäß § 1 Abs. 3 BauGB ist es Aufgabe der Gemeinden, Bauleitpläne aufzustellen, 
sobald und soweit es für die städtebauliche Ordnung und Entwicklung erforderlich ist. 
Die den Zielen der Stadt Bad Kreuznach entsprechende, städtebaulich nachhaltige und 
geordnete Entwicklung kann mit dem heutigen Stand des Planungsrechtes nicht sicher-
gestellt werden. Die Stadt Bad Kreuznach beabsichtigt ein bislang von der Deutschen 
Post genutztes Areal städtebaulich und funktional neu zu ordnen.  
Das Plangebiet ist ein innerstädtisches Flächenpotenzial in direkter Nähe zur Innenstadt 
von Bad Kreuznach und zeichnet sich durch seine hervorragende verkehrliche Anbin-
dung sowohl im Individualverkehr, als auch mit dem öffentlichen Personennahverkehr 
aus. Die Lage des Gebiets in unmittelbarer Nähe zum ÖPNV-Knotenpunkt am Haupt-
bahnhof Bad Kreuznach und die hohe Besucherfrequenz im Umfeld erfordern eine 
standortgerechte und städtebaulich hochwertige Qualität und Architektur. 
Für das Plangebiet wird eine der günstigen Lage und Erschließungssituation angemes-
sene Verdichtung angestrebt. Vorgesehen ist einen attraktiven innerstädtischen Wohn-
standort zu schaffen, an den sich eine gemischte Nutzung im Sinne eines urbanen Ge-
bietes anschließt.  
Zur Schaffung des notwendigen Planungsrechtes und zur Gewährleistung einer geord-
neten städtebaulichen Entwicklung ist die Aufstellung des vorliegenden Bebauungsplans 
„Westlich der Bingerbrücker Bahnlinie zwischen Bahnhofsplatz und Viktoriastraße (Nr. 
1a/10, 2. Änderung) erforderlich. 

B. Aufstellungsbeschluss 

Zur Erreichung der obigen Zielsetzung beabsichtigt die Stadt Bad Kreuznach für den 
betroffenen Bereich Baurecht in Form eines qualifizierten Bebauungsplanes zu schaffen. 
Der Stadtrat hat aus diesem Grund in seiner Sitzung am 11.01.2016 gemäß § 2 Abs. 1 
BauGB die Aufstellung des Bebauungsplanes „Westlich der Bingerbrücker Bahnlinie 
zwischen Bahnhofsplatz und Viktoriastraße (Nr. 1a/10, 2. Änderung)“ beschlossen.  
Beauftragt mit der Erstellung des Bebauungsplans wurde das Büro BBP Stadtplanung 
Landschaftsplanung (Kaiserslautern). 

C. Anwendung der Verfahrensvorschriften des § 13a BauGB i.V.m. § 13 BauGB 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes befindet in der Innenstadt von Bad Kreuz-
nach. Die Änderung des gegenwärtig rechtsgültigen Bebauungsplanes soll die Umnut-
zung eines Leerstandes ermöglichen. Die Anforderungen an die Durchführung des be-
schleunigten Verfahrens sind dabei erfüllt: 
 Die bei Durchführung des Bebauungsplanes voraussichtlich versiegelte Fläche liegt 

unterhalb des in § 13 a Abs. 1 Nr. 1 BauGB aufgeführten Schwellenwertes für die 
Vorprüfung des Einzelfalls. 

 Die Zulässigkeit von Vorhaben mit Pflicht zur Umweltverträglichkeitsprüfung nach 
dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht wird we-
der vorbereitet noch begründet. 
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 Es bestehen zudem keine Anhaltspunkte dafür, dass Schutzgüter nach § 1 Abs. 6 Nr. 
7 b BauGB (FFH- und Vogelschutzgebiete) beeinträchtigt werden. 

 Darüber hinaus liegen keine Anhaltspunkte dafür vor, dass bei der Planung Pflichten 
zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 
50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu beachten sind. 

Aufgrund dieser Voraussetzungen wird der Bebauungsplan als Bebauungsplan der In-
nenentwicklung nach § 13a BauGB aufgestellt.  
Nach § 13 Abs. 3 BauGB wird daher in diesem Verfahren von der Umweltprüfung, vom 
Umweltbericht und von der Angabe in der Bekanntmachung zur öffentlichen Auslegung, 
welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, sowie von der zusammen-
fassenden Erklärung nach § 10 Abs. 4 BauGB abgesehen. 
Nach § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB gelten in diesem Verfahren Eingriffe, die auf Grund des 
Bebauungsplanes zu erwarten sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB vor der 
planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig. Hiernach ist ein Ausgleich nämlich 
nicht erforderlich, soweit die Eingriffe bereits vor der planerischen Entscheidung erfolgt 
sind oder zulässig waren.  
Der Verzicht auf eine förmliche Umweltprüfung sowie die wegfallende Erforderlichkeit 
eines landespflegerischen Ausgleichs für die entstehenden Eingriffe entbinden jedoch 
nicht von der Notwendigkeit der Abwägung der Umweltbelange. 
Die naturschutzrechtlichen Belange wurden im Rahmen des Bebauungsplans beachtet 
und in der Abwägung berücksichtigt. Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die Um-
weltbelange waren bei der Planaufstellung nicht erkennbar. 

D. Grundlagen 

1 Zugrundeliegende Unterlagen 
Planungsgrundlagen des Bebauungsplanes sind: 
 Rechtskräftiger Flächennutzungsplan der Stadt Bad Kreuznach, 
 Verkehrsplanerische Begleituntersuchung „Umnutzung Postgelände Bad 

Kreuznach – Analyse“ (Sein Koordination GmbH, Kirn, 12/2016), 
 Schalltechnische Immissionsprognose zur Nutzungsänderung der Postimmobilie „ 

Am Römerkastell“ in Bad Kreuznach (Schalltechnisches Ingenieurbüro Pies, 
02/2018), 

 Planungsentwurf der Architektengemeinschaft Manfred Kuhn 
 Ortsbegehungen (05/2017 und 07/2017). 

2 Lage und Größe des Plangebiets / Grenzen des räumlichen Geltungsbereichs 
Das Plangebiet wird begrenzt von der Planiger Straße im Norden, durch Am Römerkas-
tell im Osten und durch den Europaplatz (Bahnhofsvorplatz) im Süden. Die westliche 
Begrenzung ergibt sich aus der vorhandenen Bebauung in der Mathildenstraße, die aber 
selbst nicht mehr Bestandteil des Plangebiets ist.  
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst vorhandene Bebauung in der Plani-
ger Straße, Am Römerkastell und am Europaplatz, den rückwärtigen Innenhof der vor-
handenen Bebauung, sowie kleine Teile der Straßenverkehrsflächen in der Planiger 
Straße und am Europaplatz. 
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Lage des Plangebiets Innerhalb des Stadt Bad Kreuznach | Quelle: LANIS | Stand: 21.06.2017  
 

Die Gebietsgröße beträgt rund 0,8 ha. Die genaue Abgrenzung des Bebauungsplanes 
ergibt sich aus der beigefügten Planzeichnung im Maßstab 1:500. 
Das Plangebiet befindet sich in unmittelbarer Nähe zum Bad Kreuznacher Bahnhof, am 
Europaplatz, der gleichzeitig die Funktion des Bahnhofsvorplatzes hat. Damit hat das 
Plangebiet eine sehr hohe Erreichbarkeit.  
Das Plangebiet befindet sich in innerstädtischer Lage. Der Stadtkern mit den Fußgän-
gerbereichen in der Mannheimer Straße und Kreuzstraße sind nur ca. 3 Gehminuten 
entfernt. Unmittelbar nördlich und westlich an das Plangebiet angrenzend befinden sich 
Wohnlagen mit vereinzelten Gastronomiebetrieben und anderen Dienstleistungen. Öst-
lich des Plangebiets schließt zunächst die Bahntrasse in Richtung Norden an. Dahinter 
befindet sich eine Gewerbe- und Industriefläche. 

E. Vorgaben übergeordneter Planungen 

Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB und § 8 Abs. 2 BauGB sind die übergeordneten Vorgaben der 
Raumordnung sowie der vorbereitenden Bauleitplanung bei der Aufstellung eines Be-
bauungsplanes zu beachten. Im vorliegenden Fall zählen insbesondere nachfolgende 
Aspekte hierzu: 

1 Landesplanung  
Die Stadt Bad Kreuznach wird im Landesentwicklungsprogramm IV des Landes Rhein-
land-Pfalz dem Raumstrukturtyp Verdichtungsräume zugeordnet, und zwar dem verdich-
teten Bereich mit disperser Siedlungsstruktur (Bevölkerungsanteil in OZ/MZ < 50 %). 
Verdichtete Bereiche sind durch eine überdurchschnittliche Verdichtung und günstige 
Erreichbarkeitsverhältnisse bestimmt. 
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2 Regionalplanung 
Der Regionale Raumordnungsplan Rheinhessen-Nahe aus dem Jahr 2015 stellt die 
Stadt Bad Kreuznach als monozentrales Mittelzentrum innerhalb eines Verdichtungs-
raums dar. 
Der Stadt werden als zentraler Ort folgende Gemeindefunktionen zugewiesen: 
 Schwerpunkt Wohnen (Wohngemeinde, die über ihre Eigenentwicklung hinaus 

verstärkt Wohnbauflächen ausweisen soll). 
 Schwerpunkt Gewerbe (Gemeinde, in der über ihre Eigenentwicklung hinaus 

verstärkt Gewerbeflächen ausgewiesen und erschlossen werden sollen, soweit 
nicht vorrangig auf Gewerbebrachen und Konversionsflächen zurückgegriffen 
werden soll). 

Durch die Lage Bad Kreuznachs an der Bundesstraße 41 mit direktem Anschluss an die 
Bundesautobahn 61 ist die Stadt entsprechend des Z17 des RROP Teil einer überregi-
onal sowie regional bedeutsamen Wirtschaftsachse. 

3 Flächennutzungsplanung 
Der derzeit rechtswirksame Flächennutzungsplan der Stadt Bad Kreuznach sieht für den 
überwiegenden Teil des Plangebiets eine gemischte Baufläche vor. Die Festsetzungen 
des Bebauungsplanes sehen allerdings im überwiegenden Teilen des Geltungsbereichs 
ein allgemeines Wohngebiet vor. Aufgrund der Anwendung des § 13a BauGB entfällt die 
Erforderlichkeit der parallelen Anpassung des Flächennutzungsplanes. Dieser ist im 
Wege der Berichtigung anzupassen. Die verbleibende Fläche wird als urbanes Gebiet 
ausgewiesen, was den Darstellungen des Flächennutzungsplanes entspricht und daraus 
entwicklet ist.  

 
Auszug aus dem Flächennutzungsplan der Stadt Bad Kreuznach | Quelle: Stadtverwaltung Bad Kreuznach 
| Stand: 21.06.2017.  

F. Fachplanerische Vorgaben und Rahmenbedingungen 

1 Kulturgüter sowie archäologische Fundstellen und Bodendenkmäler 
Innerhalb des festgesetzten Geltungsbereichs sind keine von der Generaldirektion Kul-
turelles Erbe festgelegten Kulturdenkmäler vorhanden.  
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Es befinden sich jedoch einige Kulturdenkmäler in der unmittelbaren Umgebung des 
Plangebiets: 
 Bleichstraße, Hausnummern: 18, 20, 23, 25 und 26 
 Mathildenstraße, Hausnummern: 1, 4, 6, 8, 10 
 Planiger Straße 27 
 Wilhelmstraße 39, Kath. Pfarrkirche Heiligkreuz  
Aus dem Umfeld des Plangebiets sind zudem nicht exakt vermessene Altfunde aus dem 
19. Jahrhundert bekannt; damals fanden sich in weiter Streuung Gräber der späten Ei-
senzeit sowie der römischen Zeit. In dem Areal erscheint das Vorhandensein archäolo-
gischer Funde somit als wahrscheinlich. Hierauf deutet außerdem die Lage zwischen 
dem nördlich gelegenen Grabungsschutzgebiet „Römerkastell“ und dem südöstlich ge-
legenen Grabungsschutzgebiet „Gräberfeld“.  

2 Altablagerungen, Altstandorte und schädliche Bodenveränderungen 
Für den Geltungsbereich des Bebauungsplans sind keine Altablagerungen, Altstandorte, 
schädliche Bodenveränderungen oder Verdachtsflächen bekannt, die diesbezügliche 
weitergehende Untersuchungen erforderlich machen würden. 

3 Bergbau / Altbergbau 
Das Plangebiet wird von dem unter Bergaufsicht stehenden Solegewinnungsbetrieb 
„Karlshalle / Theodorshalle“ sowie dem auf Sole verliehenen Bergwerksfeld „Theodors-
halle II“ überdeckt. Der Betreiber des Solegewinnungsbetriebes „Karlshalle / Theodors-
halle“ ist die Firma GuT Gesundheit und Tourismus für Bad Kreuznach GmbH. Das Berg-
recht für das Bergwerksfeld „Theodorshalle II“ wird durch die Stadt Bad Kreuznach auf-
rechterhalten. Im Bereich der Bergwerksfelder sollten grundsätzlich die wesentlichen 
Schutzkriterien von äußeren Zonen eines Heilquellenschutzgebietes angewendet wer-
den (so v.a. keine tieferen Eingriffe in den Untergrund über 20 m Tiefe und Veränderung 
der Grundwasseroberfläche über 3 m Tiefe).  

4 Sonstiges 
Weitere Fachplanungen und sonstige Rahmenbedingungen, die ggf. im Widerspruch zur 
vorliegenden Planung stehen oder vorhandene Zielvorstellungen von Fachplanungen 
und sonstigen Rahmenbedingungen, die eine Bebauung innerhalb des Geltungsbe-
reichs des Bebauungsplans ausschließen oder einschränken könnten, sind nicht be-
kannt. 

G. Änderung bestehender Rechtsverhältnisse 

Der Zukünftige Bebauungsplan „Westlich der Bingerbrücker Bahnlinie zwischen Bahn-
hofsplatz und Viktoriastraße (Nr. 1a/10, 2. Änderung)“ überlagert in Teilen den Geltungs-
bereich des Bebauungsplanes „Westlich der Bingerbrücker Bahnlinie zwischen Bahn-
hofsplatz und Viktoriastraße (Nr. 1a/10)“. Diesbezüglich gilt, dass der rechtsverbindliche 
Bebauungsplan „Westlich der Bingerbrücker Bahnlinie zwischen Bahnhofsplatz und Vik-
toriastraße (Nr. 1a/10)“ im Bereich, der von dem Bebauungsplan „Westlich der Binger-
brücker Bahnlinie zwischen Bahnhofsplatz und Viktoriastraße (Nr. 1a/10, 2. Änderung)“ 
überlagert wird, durch diesen ersetzt bzw. abgelöst wird.  
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H. Landespflegerische Bewertung der Änderungsplanung 

1 Hinweise zur Anwendung des § 13a BauGB 
Die Anwendung des § 13 a BauGB ermöglicht es, von der Durchführung einer Umwelt-
prüfung nach § 2 a BauGB sowie von der Überwachung nach § 4 c BauGB abzusehen. 
Ein eigenständiger Fachbeitrag Naturschutz ist gleichfalls nicht notwendig. Die Belange 
des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB und § 1 a BauGB sind allerdings nach 
wie vor darzustellen und in der Abwägung zu berücksichtigen, wobei eine Pflicht zur 
Kompensation möglicher erheblicher Auswirkungen auf Natur und Landschaft nicht be-
steht. 
Im Verfahren zur Aufstellung eines Bebauungsplanes nach § 13 a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 
BauGB gelten Eingriffe, die aufgrund der Aufstellung des Bebauungsplanes zu erwarten 
sind, als im Sinne des § 1 a Abs. 3 Satz 5 BauGB vor der planerischen Entscheidung 
erfolgt oder zulässig. 
Gleichwohl wird eine Berücksichtigung der landespflegerischen Zielvorstellungen - so-
weit dies im Rahmen der Realisierung des Vorhabens möglich ist - sowie eine Integration 
der vorgeschlagen grünordnerischen Maßnahmen im Plangebiet in den Bebauungsplan 
empfohlen. 
Ergänzend wird darauf verwiesen, dass - unabhängig von der Anwendung des § 13 a 
BauGB - die Artenschutzvorschriften des § 44 BNatSchG immer zu beachten sind. 

2 Bestandssituation und Auswirkungen des Planvorhabens auf Schutzgebiete und 
Umweltschutzgüter 
Zum Zeitpunkt der Begehungen durch das Planungsbüro BBP (u.a. Mai bzw. Juli 2017) 
stellte sich das Plangebiet als bebauter und großflächig versiegelter Bereich dar. Grün-
flächen waren nur in sehr geringem Maße vorhanden. Größere Gehölzstrukturen (z.B. 
große Laubbäume) fehlten gänzlich.  
 
 Schutzgebiete und -objekte1 
Das Plangebiet liegt innerhalb des Naturparks „Soonwald-Nahe“ (NTP-071-004). Aus-
wirkungen des Planvorhabens auf die Schutzzwecke des Naturparks sind nicht zu er-
warten. 
Sonstige Schutzgebiete und -objekte, ob international (z.B. Natura 2000) oder national 
(z.B. Natur-, Landschaftsschutzgebiet, Naturdenkmäler), sind im Plangebiet und seiner 
direkten Umgebung nicht ausgewiesen. 
Es finden sich auch keine geschützten Biotope gemäß § 30 BNatSchG, Flächen der 
Biotopkartierung oder Flächen des landesweiten Biotopverbunds im Plangebiet und sei-
ner unmittelbaren Umgebung. 
Wasserschutzgebiete werden im Bereich des Plangebiets ebenfalls nicht ausgewiesen. 
Allerdings dringt ein hochwassergefährdetes Gebiet (HQ Extrem) bis in den nördlichen 
Bereich des Plangebiets vor (siehe nachfolgende Abbildung). 2 

                                                           
1 Landschaftsinformationssystem der Naturschutzverwaltung Rheinland-Pfalz (LANIS) unter http://map1.na-

turschutz.rlp.de/kartendienste_naturschutz/index.php, abgerufen 07/2017. 
2 Geoportal-Wasser Rheinland-Pfalz des Ministeriums für Umwelt, Energie, Ernährung und Forsten unter 

Quelle: http://www.geoportal-wasser.rlp.de/servlet/is/2025/, abgerufen 07/2017. 
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Lage des Plangebiets (rot gekennzeichnet) zu einem hochwassergefährdeten Gebiet (türkis ge-
kennzeichnet) 
(Quelle: http://www.gda-wasser.rlp.de, abgerufen 07/2017) 

 
 Schutzgut Boden3 
Der geologische Untergrund besteht aus Niederterrassen aus dem Quartär und Pleisto-
zän. Es findet sich sandiger Mittel- bis Grobkies, der geringmächtig mit Lehm überdeckt 
ist. 
Das Plangebiet liegt innerhalb einer Bodengroßlandschaft der Auen und Niederterras-
sen. Es haben sich Parabraunerden aus Hochflutlehm über carbonatischem Hochflut-
sand gebildet. 
Es handelt sich um Standorte mit mittlerem Wasserspeicherungsvermögen und schlech-
tem bis mittlerem natürlichem Basenhaushalt. Das Nitratrückhaltevermögen sowie das 
Ertragspotential werden grundsätzlich als mittelmäßig eingestuft.  
Durch die bereits großflächig bestehende Versiegelung innerhalb des Plangebiets wur-
den die natürlichen Bodenfunktionen bereits stark beeinflusst und reduziert. Durch die 
Planung sind keine weiteren erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut Boden zu er-
warten. 
 
 Schutzgut Wasser4 
Im Plangebiet liegt die Grundwasserlandschaft „Quartäre und pliozäne Sedimente“. 
Die Schutzwirkung der Grundwasserüberdeckung ist als ungünstig und die bei 61 mm/a 
liegende Grundwasserneubildungsrate als gering einzustufen.  

                                                           
3 Kartenviewer des Landesamtes für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz unter http://mapclient.lgb-

rlp.de/?app=lgb&view_id=19, abgerufen 07/2017. 
4 Geoportal-Wasser Rheinland-Pfalz des Ministeriums für Umwelt, Energie, Ernährung und Forsten unter 

Quelle: http://www.geoportal-wasser.rlp.de/servlet/is/2025/, abgerufen 07/2017. 
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Die „Nahe“ stellt das nächstgelegene Oberflächengewässer dar. Es handelt sich um ein 
Gewässer I. Ordnung, dessen Gewässergüte als kritisch belastet beschrieben wird. Hin-
sichtlich ihrer Strukturgüte weist die Nahe stark veränderte Gewässerabschnitte auf.  
Wasserschutzgebietsausweisungen liegen für den Bereich des Plangebiets nicht vor. 
Die bestehende Versiegelung führte bereits zum Verlust natürlicher Versickerungsflä-
chen sowie zu einer Erhöhung des Oberflächenabflusses. Die bereits ungünstige Grund-
wasserneubildungsrate wurde durch die Versiegelung der Fläche weiter herabgesetzt. 
Durch das Planvorhaben sind jedoch keine weiteren erheblichen Auswirkungen auf das 
Schutzgut Wasser zu erwarten. 
 
 Schutzgut Luft/Klima 
Das Plangebiet sowie der gesamte Raum um Bad Kreuznach befinden sich innerhalb 
eines klimatischen Wirkraumes (geringe Durchlüftung und thermische Belastung in den 
Sommermonaten).5 
Auch das Plangebiet selbst erfährt bei Sonneneinstrahlung eine schnelle Erwärmung 
durch den bereits hohen Versiegelungsgrad der Fläche. Große Grünflächen als Kalt-
sowie Gehölze als Frischluftproduzenten fehlen innerhalb des Plangebiets.  
Zur Verbesserung der klimatischen Situation sowie der Wohnqualität sieht der Bebau-
ungsplan einige Maßnahmen zur Durchgrünung des Plangebiets vor: 

• Begrünung der Stellplatzflächen 
• Begrünung der nicht überbauten Grundstücksflächen  
• Dachbegrünung 

 
 Schutzgut Orts- und Landschaftsbild/Erholung 
Das Plangebiet liegt innerhalb des Stadtgebiets von Bad Kreuznach. Das Gebiet sowie 
seine Umgebung sind somit geprägt durch einen hohen Versiegelungsgrad und nur we-
nige Grünstrukturen. Dem Bereich kommt somit eine sehr geringe Bedeutung hinsicht-
lich Eigenart, Vielfalt und Schönheit zu.   
Erhebliche Auswirkungen auf das Orts- und Landschaftsbild sind durch das Planvorha-
ben nicht zu erwarten. Vielmehr tragen Begrünungsmaßnahmen zu einer Erhöhung der 
Wertigkeit bei. 
Hinsichtlich der Erholungsfunktion kann dem Plangebiet keine Rolle zugeschrieben wer-
den. Auswirkungen sind nicht zu erwarten. 
 
 Schutzgut Flora/Fauna 
Die bereits bestehende Versiegelung der Fläche sowie die fehlende Ausstattung an Ge-
hölzstrukturen und größeren Grünflächen lassen darauf schließen, dass das Plangebiet 
als Brut- und Lebensraum eine eher untergeordnete Rolle spielt. Nichtsdestotrotz kön-
nen die bestehenden Gebäude von verschiedenen Arten (z.B. Vögel, Fledermäuse) ge-
nutzt werden. Um Verbotstatbestände gemäß § 44 BNatSchG zu vermeiden, ist des-

                                                           
5 Landschaftsinformationssystem der Naturschutzverwaltung Rheinland-Pfalz (LANIS) unter http://map1.na-

turschutz.rlp.de/kartendienste_naturschutz/index.php, abgerufen 07/2017. 
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halb vor Fassaden- und Dachsanierungen sowie dem Abriss von Gebäuden die arten-
schutzrechtliche Situation zu überprüfen und entsprechende Maßnahmen zum Schutz 
vorhandener Artengruppen zu ergreifen. 
 
 Schutzgut Kultur- und Sachgüter 
Über Kulturgüter sowie archäologische Fundstellen oder Bodendenkmäler innerhalb des 
Plangebiets ist derzeit nichts bekannt. Sollten bei Bauprojekten Funde zu Tage treten, 
wird auf die gesetzliche Verpflichtung zur Meldung an die Denkmalschutzbehörde ver-
wiesen. 
Es gibt jedoch einige Kulturdenkmäler6 in der unmittelbaren Umgebung des Plangebiets: 
 Bleichstraße, Hausnummern: 18, 20, 23, 25 und 26 
 Mathildenstraße, Hausnummern: 1, 4, 6, 8, 10 
 Planiger Straße 27 
 Wilhelmstraße 39, Kath. Pfarrkirche Heiligkreuz  
 
Erhebliche Auswirkungen des Planvorhabens auf diese sind jedoch nicht zu erwarten. 
 
 Schutzgut Mensch 
Lärm 
Durch das Planvorhaben wird die bereits bestehende Lärmbelastung (u.a. Verkehr, Ge-
werbe) nicht verstärkt. Nichtsdestotrotz werden gemäß schalltechnischer Immissions-
prognose des schalltechnischen Ingenieurbüros Pies vom 24.01.2017 bzw. 20.10.2017 
Grenzwerte bezüglich Gewerbe- und Verkehrslärm überschritten. Um Auswirkungen auf 
den Mensch zu mindern, können Lärmschutzmaßnahmen ergriffen werden, wie z.B. 

• planerisch (keine offenen Balkone sowie nur Nebenräume auf Straßenseite) 
• passiv durch Schalldämmung von Wänden, Fenstern und Dächern 
• Überdachung des Innenhofs/der Stellflächen 
• Nicht zu öffnende Fenster bzw. Ausstattung dieser mit einer Be- und Entlüftung 

 
Altlasten 
Bei der Stadt Bad Kreuznach liegen derzeit keine Erkenntnisse über Altablagerungen 
oder schädliche Bodenverunreinigungen vor, die eine bauliche Nutzung beeinträchtigen 
könnten oder weitergehende Erkundungen erforderlich machen würden. 
 
Radon 
Im Plangebiet findet sich ein erhöhtes (40-100 kBq/m³) bzw. lokal hohes (>100 kBq/m³) 
Radonpotential.  
Da das Plangebiet bereits großflächig versiegelt ist, sind hier keine erheblichen Auswir-
kungen durch das Planvorhaben zu erwarten. 

                                                           
6 Kulturdenkmäler im Kreis Bad Kreuznach unter http://denkmallisten.gdke-rlp.de/Bad_Kreuznach.pdf, ab-

gerufen 07/2017.  
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I. Darlegung zum städtebaulichen Konzept 

1 Städtebauliche Zielvorgaben 
Der Bebauungsplan „Westlich der Bingerbrücker Bahnlinie zwischen Bahnhofsplatz und 
Viktoriastraße“ soll eine geordnete und nachhaltige städtebauliche Entwicklung gewähr-
leisten. Er soll dazu beitragen, in der bereits bebauten Innenstadt ein Rahmen für bauli-
che Veränderungen zu schaffen, der die Eigenart und den Charakter der baulichen 
Strukturen im Geltungsbereich schützt, aber gleichzeitig auch Spielraum für künftige Ent-
wicklungen bietet. 
Um diese Ziele zu erreichen, wurden zur Entwicklung der Bauleitplanung für den Bebau-
ungsplan u. a. folgende Grundsätze angewandt:  
 baurechtliche Sicherung der planerischen Vorstellungen zur zukünftigen Nutzung 

und Entwicklung des Gebiets 
 Vorgaben zur Gestaltung baulicher Anlagen zum Erreichen gestalterischer Grund-

prinzipien bei geringst möglicher Einschränkung der individuellen Gestaltungsvor-
stellungen.  

2 Verkehrliche Anbindung und interne Erschließung des Plangebiets 
Die verkehrliche Anbindung des Plangebiets erfolgt, wie bisher über die Straßen „Am 
Römerkastell“, „Planiger Straße“ und „Europaplatz“. Eine Regelung der internen Er-
schließung ist nicht notwendig. 

3 Ver- und Entsorgung des Plangebiets 
Die Versorgung des Plangebietes mit den erforderlichen technischen Infrastrukturen 
kann durch einen Anschluss an bzw. Ausbau der bestehenden Netze durch die jeweili-
gen Versorgungsträger sichergestellt werden.  
Die entwässerungstechnische Erschließung erfolgt über Anschluss an / Ausbau des vor-
handene Kanalnetzes zur Kläranlage Bad Kreuznach. 

J. Begründung der Festsetzungen 

Nachfolgend wird im Einzelnen auf die Inhalte und Erforderlichkeit der im Bebauungs-
plan getroffenen Festsetzungen eingegangen. 

1 Bauplanungsrechtliche Festsetzungen 

1.1 Art der Baulichen Nutzung 
Entsprechend der geschilderten Zielsetzung und der vorgesehenen künftigen Nutzung 
wird der überwiegende Teil des Plangebiets als Allgemeines Wohngebiet gemäß § 4 
BauNVO und die verbleibenden Flächen als Urbanes Gebiet entsprechend § 6a 
BauNVO festgesetzt.  
Die im Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen zu den allgemein und ausnahms-
weise zulässigen Nutzungen im allgemeinen Wohngebiet entsprechen im Wesentlichen 
dem Nutzungskatalog der BauNVO.  
Lediglich die ausnahmsweise zulässigen Gartenbaubetriebe und Tankstellen werden 
ausgeschlossen und sind somit nicht Teil des Bebauungsplans. Dies begründet sich da-
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rin, dass Tankstellen und Gartenbaubetriebe eine hohe Flächeninanspruchnahme auf-
weisen, die weder, mit der umgebenden, noch mit der geplanten Siedlungsstruktur im 
Geltungsbereich des Bebauungsplans vereinbar wäre. Der Bebauungsplan verfolgt die 
Erhaltung und Fortentwicklung eines urbanen Stadtquartiers das sich durch eine innen-
stadttypische Bebauungsdichte auszeichnet. Ein Gartenbaubetrieb kann von einem so 
hohen infrastrukturellen Ausstattungsgrad und der innerstädtischen Lage nicht bzw. nur 
bedingt profitieren. Auch für Tankstellen bestehen an anderer Stelle im Stadtgebiet städ-
tebaulich besser geeignete Ansiedlungsmöglichkeiten.  
In Anbetracht der hohen Schutzwürdigkeit des allgemeinen Wohngebietes soll betont 
werden, dass Schank- und Speisewirtschaften sowie Gewerbebetriebe, deren Angebot 
auf sexuelle Animation zielt (z.B. Sexshops und Bordelle) unzulässig sind. Die aktuelle 
Rechtsprechung hat klargestellt, dass diese Tätigkeiten, mit Störungen einhergehen, die 
mit dem Charakter eines allgemeinen Wohngebietes nicht vereinbar sind. Im allgemei-
nen Wohngebiet soll in erster Linie störungsfreies Wohnen gewährleistet sein. Von Nut-
zungen, deren Angebot auf sexuelle Animation zielt gehen allerdings Beeinträchtigun-
gen der Wohnruhe aus, die die Grenzen der Gebietsverträglichkeit überschreiten.  
Für das die Urbane Gebiet werden aus den bereits genannten Gründen ebenfalls die in 
diesem Fall allgemein zulässigen Tankstellen und Gartenbaubetriebe ausgeschlossen.  
Vergnügungsstätten, Sexshops und Gewerbebetriebe sowie Schank- und Speisewirt-
schaften, deren Angebot auf sexuelle Animation zielt sind ebenfalls unzulässig. Die ge-
nannten Nutzungen können einen sehr hohen Störgrad aufweisen und zu einem uner-
wünschten Absinken des Niveaus (Trading-Down-Effekten) im direkten Umfeld führen, 
was somit dem angestrebten Nutzungsmix im Urbanen Gebiet entgegenstehen. Vor al-
lem Wohnnutzungen können beeinträchtigt werden. Aber auch für andere Nutzungen z. 
B. der Dienstleistungsbranche verliert der Standort im Umfeld der ausgeschlossenen 
Betriebe an Attraktivität. Die Ansiedlung von Vergnügungsstätten wird somit als nicht 
vereinbar mit der vorhandenen bzw. angestrebten hohen städtebaulichen Qualität ange-
sehen. 

1.2 Maß der baulichen Nutzung 
Das Maß der Baulichen Nutzung wird bestimmt über die Festsetzung der Grundflächen-
zahl (GRZ), die Geschossflächenzahl (GFZ) und die maximale Höhe baulicher Anlagen. 

1.2.1 Grundflächenzahl 
Die zulässige Grundstücksausnutzung orientiert sich an der städtebaulichen Zielset-
zung, im Plangebiet ein urbanes und lebhaftes Quartier zu erhalten, dessen bauliche 
Dichte ein für Innenstadtbereiche übliches Niveau aufweist.  
Die zulässige Grundflächenzahl wird in dem Urbanen Gebiet auf 0,8 festgesetzt und 
entspricht somit der in der BauNVO festgesetzten Obergrenze. Im allgemeinen Wohn-
gebiet wird ebenfalls eine GRZ von 0,8 festgesetzt, was eine Überschreitung der nach § 
17 BauNVO genannten Obergrenzen bedeutet. Nach § 17 Abs. 2 BauNVO ist eine Über-
schreitung der GRZ-Obergrenzen der BauNVO prinzipiell möglich und hat in diesem Fall 
folgende städtebauliche Gründe: 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans „Westlich der Bingerbrücker Bahnlinie zwi-
schen Bahnhofsplatz und Viktoriastraße“ befindet sich im dicht bebauten Stadtkern von 
Bad Kreuznach. Die Grundstücke im Geltungsbereich und auch in der näheren Umge-
bung sind bereits nahezu vollständig versiegelt und baulich genutzt. Dies entspricht einer 
typischen städtischen Bebauung. 
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Die durch den Bebauungsplan ermöglichte Überschreitung der Obergrenze des § 17 
BauNVO steht gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnissen nicht entgegen, da zu deren 
Einhaltung im Rahmen der Vorhabenplanung grundsätzlich ergänzend diverse Vor-
schriften und Regelwerke, z. B. das Abstandsflächenrecht der Landesbauordnung, bei-
tragen. 

1.2.2 Geschossflächenzahl 
Durch den Bebauungsplan soll an einem hochwertigen innerstädtischen Standort ein 
urbanes Stadtquartier mit gemischter Nutzung in angemessener Dichte und städtebau-
licher Qualität entstehen. Die im Bebauungsplan festgesetzten Geschossflächenzahlen 
ergeben sich aus der festgesetzten Grundflächenzahl und der bestehenden bzw. ge-
planten Geschosszahlen. Eine Überschreitung der in § 17 BauNVO genannten Ober-
grenzen ist gemäß § 17 Abs. 2 BauNVO aus städtebaulichen Gründen möglich, sofern 
die Überschreitungen durch Umstände oder Maßnahmen ausgeglichen werden. Es 
muss sichergestellt sein, dass die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse nicht beeinträchtigt, nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt ver-
mieden und die Bedürfnisse des Verkehrs befriedigt werden. Außerdem dürfen keine 
öffentlichen Belange entgegenstehen. 
Diese Voraussetzungen liegen vor, wie im Folgenden dargelegt: 
 Bei Einhaltung der Obergrenzen wären die zulässigen Geschosszahlen nicht erreich-

bar. Dies widerspräche grundsätzlich den dargestellten Planungszielen und hätte 
eine eher vorstadttypische Höhenentwicklung zur Folge. Das Plangebiet befindet sich 
in zentraler Lage in Bad Kreuznach nahe dem Bahnhof und ist damit keineswegs in 
einer Vorortsituation. Besonders vor dem Hintergrund der guten Verkehrlichen Anbin-
dung in Bezug auf den öffentlichen Personennahverkehr, wie auch den Individualver-
kehr ist eine Verdichtung durchaus sinnvoll. 

 Nach § 34 BauGB würden sich die festgesetzten Geschossigkeiten mit Blockrand 
begleitender Bauflucht in die Eigenart der näheren Umgebung einfügen und wären 
somit planungsrechtlich genehmigungsfähig. Nutzungsmaßfestsetzungen im Bebau-
ungsplan, welche ein derartiges Vorhaben praktisch nicht mehr zuließen, hätten zu-
nächst eine Benachteiligung der betroffenen Grundstückseigentümer gegenüber ih-
ren Nachbarn zur Folge. Dies könnte prinzipiell aus gewichtigen städtebaulichen 
Gründen gerechtfertigt sein. Im konkreten Planungsfall liegt hierfür jedoch keine Ver-
anlassung vor. Vielmehr bestehen wesentliche Gründe dafür, das Nutzungsmaß nicht 
gegenüber dem Bestand zu reduzieren, sondern es vielmehr daran auszurichten. 

 Eine deutliche Reduzierung der überbaubaren Grundstücksfläche und damit der GRZ 
kommt ebenfalls nicht in Betracht, da dann die für eine Wohn- und Mischbebauung 
erforderlichen Bebauungstiefen sowie die geschlossene Blockbebauung nicht mehr 
realisierbar wären. 

 Als ausgleichende Umstände für die im geringeren Ausmaß sichergestellten Freiflä-
chen und Außenwohnbereiche dienen im Rahmen der getroffenen Festsetzungen 
möglichen Dachterrassen und die zahlreichen hochwertigen Freibereiche in Bad 
Kreuznach.  

1.2.3 Maximale Höhe baulicher Anlagen  
Der Bebauungsplan soll die planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine dem Stand-
ort angepasste qualitätsvolle Neubebauung schaffen, wobei die Höhe der künftigen Ge-
bäude und die Gestaltung der oberen Gebäudeabschnitte aufgrund der vorhandenen 
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Umgebungsbebauung von entscheidender Bedeutung für ihr stadtbildverträgliches Ein-
fügen sind. 
Als Bestimmungsfaktoren für die Höhe der künftigen Wohngebäude soll die zulässige 
Gebäudehöhe festgesetzt werden, um der vorhandenen Bebauung innerhalb des Plan-
gebietes sowie in den umliegenden Straßen Rechnung zu tragen und eine Anpassung 
der Neubebauung zu erreichen. Der Begriff „Gebäudehöhe“ wird in den Textfestsetzun-
gen zur eindeutigen Bestimmtheit der getroffenen Vorschriften definiert. Die in der Plan-
zeichnung festgesetzten Gebäudehöhen beziehen sich auf die Oberkante des höchsten 
Bauteils des Gebäudes, einschließlich Attika. 
Um einen eindeutigen Bezugspunkt für die vorgesehenen Gebäudehöhen zu definieren 
erfolgen alle Festsetzungen zur Höhe baulicher Anlagen in Meter ü. NN. 
Technische Anlagen auf den Dächern können allerdings dazu führen, dass die räumliche 
Wirkung oder die Gestaltqualität von Gebäuden negativ beeinflusst wird. Die Dachauf-
bauten werden daher in ihrer zulässigen Höhe beschränkt. Auf diese Weise wird sicher-
gestellt, dass die Dachaufbauten im Verhältnis zum Gebäude untergeordnet sind. Tech-
nische Anlagen die ohne Ordnungsprinzip auf den Dachflächen verteilt sind oder in grö-
ßerer Anzahl und/oder an den Außenkanten des Gebäudes installiert werden, stehen in 
der Regel im Gegensatz zu den gleichmäßig gestalteten Gebäudefassaden und fallen 
daher störend auf. Deshalb sollen diese Anlagen räumlich gebündelt und von der Au-
ßenwand zurückgesetzt werden. Damit wird eine Einbindung der Anlagen in die Gestal-
tung des Gesamtgebäudes erreicht und die Heterogenität der einzelnen Anlagen zu 
Gunsten eines optimierten Gesamteindrucks überdeckt. 
Durch die textliche Festsetzung wird daher im Bebauungsplan geregelt, dass bei allen 
Gebäuden eine Überschreitung der maximalen Gebäudehöhe durch einzelne unterge-
ordnete technische Aufbauten mit einer Höhe von maximal 2 m zugelassen werden 
kann, wenn der Abstand der technischen Aufbauten zum Dachrand des darunter liegen-
den Geschosses mindestens 2 m beträgt. 

1.3 Bauweise und überbaubare Grundstücksfläche 
Die überbaubaren Grundstücksflächen werden in der Planzeichnung durch Festsetzung 
von Baulinien und Baugrenzen bestimmt. 
Ziel des Bebauungsplanes ist die Ausbildung einer straßenbegleitenden Blockrandbe-
bauung zur seitlichen Begrenzung der Straßenräume. Dementsprechend wird in dem 
Urbanen Gebiet entlang der das Plangebiet umgrenzenden Straßen eine Baulinie für alle 
Geschosse festgesetzt, auf der gemäß § 23 Abs. 2 BauNVO gebaut werden muss.  
Im allgemeinen Wohngebiet wird entlang der Planiger Straße für alle Vollgeschosse stra-
ßenseitig eine Baulinie und im rückwärtigen Bereich eine Baugrenze festgesetzt. Zuläs-
sig bei Einhaltung der maximalen Gebäudehöhe ist ein zusätzliches Staffelgeschoss, 
sofern es kein Vollgeschoss ist. Um eine vom Straßenraum unmaßstäblich wirkende 
Höhenentwicklung der Gebäude und eine gestalterische Beeinträchtigung des unter 
Denkmalschutz stehenden Gebäudes in der Planiger Straße der zu verhindern ist das 
Staffelgeschoss nur innerhalb des in der Nebenzeichnung dargestellten Baufensters zu-
lässig.  
Im allgemeinen Wohngebiet entlang der Dr.-Konrad-Adenauer-Straße wird nur für die 
ersten beiden Geschosse eine Baulinie festgesetzt. Entsprechend der Nebenzeichnung 
auf der Planzeichnung gelten für alle darüber liegenden Geschosse Baugrenzen gemäß 
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§ 23 Abs. 3 BauNVO. Auch hier soll durch das Zurückweichen der oberen Geschosse 
eine unmaßstäblich wirkende Höhenentwicklung der Gebäude verhindert werden.  
Informativ sind Durchfahrten zum Innenhof dargestellt. Eine Festsetzung diesbezüglich 
ist weder aus städtebaulichen Gründen, noch aufgrund sonstiger Grunddienstbarkeiten 
erforderlich.  
Für das Plangebiet wird die geschlossene Bauweise gemäß § 22 Abs. 3 BauNVO fest-
gesetzt. Die geschlossene Blockrandbebauung entlang der das Gebiet umgebenden 
Straßen entspricht im Wesentlichen der bestehenden Baustruktur, die durch geschlos-
sene Raumkanten entlang der Straßenzüge geprägt ist. 

1.4 Verkehrsflächen 
Der Bebauungsplan setzt keine neuen Verkehrsflächen fest, sondern übernimmt ledig-
lich die bereits bestehenden Verkehrsflächen. Weitere Festsetzungen sind nicht erfor-
derlich. 

1.5 Festsetzungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des 
Bundesimmissionsschutzgesetzes sowie zur Vermeidung oder Minderung sol-
cher Einwirkungen zu treffende bauliche und sonstige technische Vorkehrungen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 
Eines der grundlegenden Ziele der Bauleitplanung liegt darin, der Bevölkerung bei der 
Wahrung ihrer Grundbedürfnisse gesunde Verhältnisse zu bieten. Aufgabe muss es des-
halb sein, das Wohn- und Arbeitsumfeld so zu gestalten, dass gegenseitige Beeinträch-
tigungen ausgeschlossen werden. 
Die Neuausweisung des Allgemeinen Wohngebiets und Urbanen Gebiets im Rahmen 
der vorliegenden Bauleitplanung erfolgt in einer durch Straßenverkehrslärm und Gewer-
belärm vorbelasteten Planungssituation. Südlich des Plangebietes befindet sich der 
Bahnhof, im Osten ist das Dr.-Jacob-Gewerbezentrum gelegen, mit den Flächen der Le-
benshilfe Werkstätten sowie der Landwirtschaftskammer. Außerdem sind im Umfeld 
mehrere Parkplätze vorhanden. Es gilt daher ausreichenden Schutz gegen Verkehrs-
lärm zu gewährleisten und die Konfliktlage zwischen Wohnen bzw. dem Wohnen ver-
gleichbare Nutzungen und Gewerbe rechtssicher zu lösen. 
Eine Schalltechnische Immissionsprognose zur Nutzungsänderung der Postimmobilie 
„Am Römerkastell“ in Bad Kreuznach wurde von dem Ingenieurbüro Pies im Oktober 
2017 erstellt.  
Für das Plangebiet relevante Lärmeinwirkungen sind 
 die Verkehrslärmeinwirkungen im Plangebiet durch den Kfz-Verkehr auf den Straßen 

in der Umgebung (insbesondere auf der Planiger Straße und Am Römerkastell); 
 die Geräuscheinwirkungen durch die Nutzung der möglichen Tiefgaragenstellplätze 

und der geplanten und bestehenden oberirdischen Stellplätze; 
 die Gewerbelärmeinwirkungen im Plangebiet durch die umgebenden gewerblichen 

Nutzungen.  

1.5.1 Verkehrslärm 
Die Ermittlung und Bewertung der zu erwartenden Verkehrslärmeinwirkungen im Plan-
gebiet erfolgt nach der DIN 18005 „Schallschutz im Städtebau“.  
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Die DIN 18005 gibt allgemeine schalltechnische Grundlagen für die Planung und Auf-
stellung von Bauleitplänen, Flächennutzungsplänen und Bebauungsplänen sowie an-
dere raumbezogene Fachplanungen an. 
Sie verweist für spezielle Schallquellen aber auch ausdrücklich auf anzuwendende Ver-
ordnungen und Richtlinien. Nach dem Beiblatt zur DIN 18005 sind schalltechnische Ori-
entierungswerte für die städtebauliche Planung aufgeführt, die je nach Nutzung der Plan-
gebiete wie folgt lauten: 

 
Schalltechnische Orientierungswerte | Quelle: Schalltechnische Immissionsprognose zur Nutzungsände-
rung der Postimmobilie „Am Römerkastell“ in Bad Kreuznach, 01/2017. 
 

Sowohl in der DIN 18005 als auch in der 16. BImSchV (Verkehrslärmschutzverordnung) 
sind z.Z. keine Orientierungs- bzw. Grenzwerte für ein urbanes Gebiet (MU) definiert. 
Deshalb werden die Verkehrsgeräuschimmissionen mit den Orientierungswerten, so-
wohl für ein Allgemeines Wohngebiet (WA) als auch für ein Mischgebiet (MI) und ein 
Kerngebiet (MK), verglichen. 
Bei der Beurteilung ist in der Regel am Tag der Zeitraum von 06.00 bis 22.00 Uhr und in 
der Nacht der Zeitraum von 22.00 bis 06.00 Uhr zugrunde zu legen. Die Verkehrsge-
räuschemissionen wurden nach den Vorgaben der RLS-90 berechnet. Bei der Berech-
nung der Emissionspegel (25 m-Pegel; Lm,E) entsprechend den Kriterien der RLS-90 
wurden folgende Parameter berücksichtigt: 
 Verkehrsmengen und –zusammensetzung entsprechend  
 Fahrzeuggeschwindigkeiten  
 Straßenoberfläche DStro 

Entsprechend den BMV-Ergänzungen zu Tabelle 4 der RLS-90 wurde für Deck-
schicht Asphaltbeton oder Splittmastix 0/11 mm mit DStro = 0 dB bei Geschwindigkei-
ten v ≤ 60 km/h für den Innerortsbereich angesetzt. 

 Steigungen DStg 
Ein Zuschlag für Steigungen wird ab > 5 % berücksichtigt. Da die Steigung an allen 
betrachteten Straßen < 5 % beträgt wurde kein Steigungszuschlag berücksichtigt. 

 Kreuzungszuschlag 
Da sich im relevanten Bereich des Planungsvorhabens keine Ampel befindet, entfällt 
der Kreuzungszuschlag. 

 



Stadt Bad Kreuznach  Bebauungsplan 
                                                                                  „Westlich der Bingerbrücker Bahnlinie zwischen Bahnhofsplatz 
                                                                                                               und Viktoriastraße (Nr. 1a/10, 2. Änderung)“ 
  Begründung 

BBP Stadtplanung Landschaftsplanung   |   Kaiserslautern   |   www.bbp-kl.de Seite 19 von 26 

Aufgrund der Nähe zum Bahnhof Bad Kreuznach ist die Betrachtung der Emmissions-
daten des Bundesbahnverkehrs relevant:  
Die fahrzeugbedingten Immissionen (Lock und Zugwagen) werden durch die Anzahl, Art 
und Streckengeschwindigkeit der Züge, sowie deren Quellenhöhe (0 m, 4 m und 5 m) 
über Gleisniveau, der Zugzusammensetzung und spektraler Verteilung bestimmt. 
Folgende auf 1 m Länge bezogene Schallleistungspegel (L’w), unter Zugrundelegung 
der im Anhang 3 aufgelisteten Zugdaten, wurden errechnet: 

 
Längenbezogener Schallleistungspegel der jeweiligen Quellenhöhen für Tag und Nacht | Quelle: Schalltech-
nische Immissionsprognose zur Nutzungsänderung der Postimmobilie „Am Römerkastell“ in Bad Kreuz-
nach, 01/2017. 
 

Die maximalen Streckenhöchstgeschwindigkeiten betragen für die Zugart GZ-V und RV-
VT 70 km/h.  

 
Quelle: Schalltechnische Immissionsprognose zur Nutzungsänderung der Postimmobilie „Am Römerkastell“ 
in Bad Kreuznach, 02/2018. 

Durch Berechnung der Verkehrslärmimmissionen wird deutlich, dass es zur Tageszeit 
(06.00 bis 22.00 Uhr) im maßgeblichen Stockwerk 1. und 3. OG im gesamten Plangebiet 
zu Überschreitungen der Orientierungswerte eines Allgemeinen Wohngebietes von 55 
dB(A) kommt. 



Stadt Bad Kreuznach  Bebauungsplan 
                                                                                  „Westlich der Bingerbrücker Bahnlinie zwischen Bahnhofsplatz 
                                                                                                               und Viktoriastraße (Nr. 1a/10, 2. Änderung)“ 
  Begründung 

BBP Stadtplanung Landschaftsplanung   |   Kaiserslautern   |   www.bbp-kl.de Seite 20 von 26 

Zur Nachtzeit liegen ebenfalls im gesamten Plangebiet Überschreitungen der Orientie-
rungswerte eines Allgemeinen Wohngebietes von 45 dB(A) vor. 
Außenwohnbereiche sind nach DIN 18005 nur dann zulässig, wenn der Tagesorientie-
rungswert (55 dB(A)) eingehalten ist. Bei Umsetzung der Planung gemäß den Anhängen 
2.1 bis 2.5 bedeutet dies, dass Außenwohnbereiche nicht an den zur Planiger Straße 
bzw. zur Dr.-Konrad-Adenauer-Straße zugewandten Gebäudefassaden zu errichten 
sind. 
Der Gutachter kommt zu dem Ergebnis, dass auf Grund der Überschreitungen der Ori-
entierungswerte der DIN 18005 durch Verkehrslärmeinwirkungen Schallschutzmaßnah-
men vorzusehen sind. Es wird empfohlen, nach Prüfung der Umsetzungsmöglichkeiten 
von aktiven Schallschutzmaßnahmen, den erforderlichen Schallschutz durch passive 
Maßnahmen sicherzustellen. 
Daher wurden auf Grundlage des schalltechnischen Gutachtens passive Schallschutz-
maßnahmen in Form von Festsetzungen hinsichtlich der erforderlichen Schalldämmung 
von Außenbauteilen in Abhängigkeit vom resultierenden Außenlärmpegel nach DIN 
4109 (Schallschutz im Hochbau) in den Bebauungsplan aufgenommen.  

1.5.2 Gewerbelärmeinwirkungen 
Die Gewerbelärmeinwirkungen im Plangebiet und in der Umgebung durch den Betrieb 
der bestehenden und geplanten gewerblichen Nutzungen werden anhand der Immissi-
onsrichtwerte der TA Lärm und der Orientierungswerte der DIN 18005 für Gewerbe-
lärmeinwirkungen beurteilt. Die TA Lärm gilt für genehmigungsbedürftige und nicht ge-
nehmigungsbedürftige Anlagen. Die Vorschriften der TA Lärm sind u.a. zu beachten für 
nicht genehmigungsbedürftige Anlagen bei der Prüfung der Einhaltung der Betreiber-
pflichten (§ 22 BImSchG) im Rahmen der Prüfung von Anträgen im Baugenehmigungs-
verfahren. Durch die Beurteilung von Gewerbegeräuschen im Rahmen der Bebauungs-
planung nach TA Lärm kann sichergestellt werden, dass keine Nutzungen festgesetzt 
werden, die nach TA Lärm nicht genehmigungsfähig wären. Die Immissionsrichtwerte 
der TA Lärm für Gewerbelärmeinwirkungen in Urbanen Gebiet und Allgemeinen Wohn-
gebieten sind in der folgenden Tabelle angegeben. 
 
Gebietsart Immissionsrichtwert in dB(A) 

 Tag (6-22 Uhr) Nacht (22-6 Uhr) 

Urbanes Gebiet (MU) 63 45 
Allgemeines Wohngebiet (WA) 55 40 
Immissionsrichtwerte TA Lärm 
 

Die Immissionsrichtwerte der TA Lärm beziehen sich auf die maßgebenden Immission-
sorte im Einwirkungsbereich des Vorhabens. Diese Immissionsorte liegen in bebauten 
Gebieten 0,5 m vor dem Fenster von schutzbedürftigen Räumen nach DIN 4109 „Schall-
schutz im Hochbau“. Schutzbedürftige Räume sind demnach insbesondere Wohn- und 
Schlafräume. 
Nach Punkt 3.2 der TA Lärm ist der Immissionsbeitrag einer zu beurteilenden Anlage 
bzw. eines Vorhabens im Regelfall als nicht relevant anzusehen, wenn die Zusatzbelas-
tung der zu beurteilenden Anlagen den Immissionsrichtwert am maßgeblichen Immissi-
onsort um mindestens 6 dB(A) unterschreitet (Relevanzkriterium). 
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Die Lärmeinwirkungen folgender gewerblicher Lärmquellen wurden im Rahmen der 
schalltechnischen Untersuchung betrachtet: 
 Werkstatt der Lebenshilfe 
 Landwirtschaftskammer 
 Dr.-Jakob-Gewerbezentrum 
 Parkplätze innerhalb des Geltungsbereichs und im direkten Umfeld 
Die Berechnungsergebnisse zeigen, dass zur Tageszeit nahezu im gesamten Allgemei-
nen Wohngebiet der geltende Tagesimmissionsrichtwert von 55 dB(A) und die zulässi-
gen Spitzenpegel, eingehalten werden.  
 
Zur Nachtzeit treten entlang der Planiger Straße und Mathildenstraße Überschreitungen 
der Immissionsrichtwerte sowie der zulässige Spitzenpegel auf. 
 

 
Quelle: Schalltechnische Immissionsprognose zur Nutzungsänderung der Postimmobilie „Am Römerkastell“ 
in Bad Kreuznach, 02/2018. 

 
Um die Immissionsrichtwerte sowie die zulässigen Spitzenpegel zur Nachtzeit einzuhal-
ten, werden in der „Schalltechnischen Immissionsprognose zur Nutzungsänderung der 
Postimmobilie“ (Schalltechnisches Ingenieurbüro Pies, 10/2017) verschiedenen Maß-
nahmen zur Verbesserung der Gewerbegeräuschsituation auf die umliegende Bebau-
ung empfohlen. Die empfohlenen Maßnahmen des Gutachters zum Schutz der umlie-
genden Bebauung sind entsprechend verschiedenen Nutzungen (Wohnnutzung oder 
Büronutzung) differenziert. Da es sich angrenzen jedoch um ein Mischgebiet handelt 
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und alle zulässigen Nutzungen vor Immissionen zu schützen sind, kann in diesem Fall 
nur folgende Festsetzung als ausreichend angesehen werden:  
Entlang der in der Planzeichnung gesondert gekennzeichneten Geltungsbereichsgrenze 
müssen Stellplätze überdacht werden. Die Überdachung der Stellflächen muss mit einer 
Wand rückwärtig schalldicht geschlossen (z.B. als Carport ausgeführt) werden (Abstand 
≥ 0,5 m zu den öffenbaren Fenstern; Durchgangsschalldämmmaß ≥ 25 dB). 
Die empfohlenen Maßnahmen bezüglich der Wohnraumfenster der Nachbargebäude 
können keinen Eingang in die Planung finden, da sich die Nachbargebäude außerhalb 
des Geltungsbereichs befinden.  
Nach Umsetzung der Maßnahme ist davon auszugehen, dass an allen Immissionsorten 
auch der jeweils geltende Nachtimmissionsrichtwert sowie der zulässige Spitzenpegel 
eingehalten werden. 

2 Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 
hier: Örtliche Bauvorschrift der Stadt Bad Kreuznach 
Mit den örtlichen Bauvorschriften wird der Zweck verfolgt zusätzlich zu den Festsetzun-
gen auf Grundlage des BauGB bzw. der BauNVO Gestaltungsvorgaben innerhalb des 
Plangebiets zu machen.  
Ziel der getroffenen bauordnungsrechtlichen Festsetzungen ist es, in positiver Weise auf 
die äußere Gestaltung der baulichen Anlagen Einfluss zu nehmen, ohne dabei den Bau-
herrn in seiner Bau- und Gestaltungsfreiheit allzu stark einzuschränken. Festsetzungen 
werden daher nur in denjenigen Bereichen getroffen, die von elementarem Einfluss auf 
das Gesamterscheinungsbild des Baugebietes sind. Diese sind hier: 
 die äußere Gestaltung baulicher Anlagen sowie 
 die Gestaltung nicht überbauter Grundstücksflächen bebauter Grundstücke und 
 Werbeanlagen.  
Die örtlichen Bauvorschriften stellen einen angemessenen Kompromiss zwischen den 
wirtschaftlichen Bedürfnissen an die Grundstücksnutzung einerseits und dem öffentli-
chen Interesse an einer stadtgestalterischen Integration des Plangebietes in das bauli-
che Umfeld dar. Zur Gewährleistung eines Mindestmaßes an Durchgrünung sowie auch 
für eine gestalterische Qualität sind die nicht überbauten Grundstücksflächen land-
schaftsgärtnerisch zu gestalten und zu bepflanzen. 

3 Hinweise ohne Festsetzungscharakter 
Empfehlungen und Hinweise, die aufgrund einer mangelnden Ermächtigungsgrundlage 
nicht als Festsetzungen in den Bebauungsplan aufgenommen wurden, jedoch zum Ver-
ständnis der getroffenen Festsetzungen beitragen oder über den „eigentlichen“ Bebau-
ungsplan hinausgehende wichtige Informationen liefern, wurden als unverbindliche Hin-
weise im Nachgang zu den Textfestsetzungen abgedruckt. 
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K. Wesentliche Auswirkungen der Planung 

1 Allgemeine Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse 
(gem. § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB) 

1.1 Nutzungen 
Die vorliegende Bauleitplanung soll dafür sorgen, dass insbesondere die zukünftige 
Wohn- und Arbeitsbevölkerung im Plangebiet bei der Wahrung ihrer Grundbedürfnisse 
gesunde Bedingungen vorfindet. Hierbei ist besonders von Bedeutung, dass Baugebiete 
und Nutzungen einander so zugeordnet sind, dass gegenseitige Beeinträchtigungen ver-
mieden oder durch geeignete Maßnahmen verringert werden. Diesem Grundsatz ent-
spricht die vorliegende Planung.  
Die getroffenen Nutzungseinschränkungen und -differenzierungen entsprechen in die-
sem Zusammenhang dem planerischen Willen der Stadt und dem kommunalen Entwick-
lungsziel, einen Teil des Plangebiets vorwiegend dem Wohnen vorzuhalten und in den 
verbleibenden Bereichen entsprechend der umgebenden Nutzung eine Mischnutzung 
zu etablieren. 
Aus diesem Grund werden im allgemeinen Wohngebiet Tankstellen und Gartenbaube-
triebe ausgeschlossen und im Sondergebiet Anlagen für Gesundheitliche Zwecke, sowie 
Räume und Gebäude für freie Berufe allgemeine und Fitnessstudios ausnahmsweise 
zugelassen.  
Eine Beeinträchtigung der angestrebten Qualität des Plangebiets ist auch durch die um-
liegenden Nutzungen nicht zu erwarten.  

1.2 Nachbarschützende Belange 
Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleitpläne die allgemeinen 
Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse zu berücksichtigen. Hierzu 
gehören neben den Aspekten Belichtung, Belüftung und Besonnung auch sonstige 
nachbarschützende Belange wie z.B. Wahrung eines ausreichenden Sozialabstandes. 
Gemäß der gefestigten Rechtsprechung verstößt ein Bauvorhaben in der Regel nicht 
gegen das nachbarschützende Gebot der Rücksichtnahme, wenn es die bauordnungs-
rechtlichen Vorschriften des § 8 LBauO (Abstandsvorschriften) einhält. Denn die Ab-
standsvorschriften dienen insbesondere der Vermeidung von Licht-, Luft- und Sonnen-
entzug sowie der Wahrung eines ausreichenden Sozialabstandes. 
Die erforderlichen Abstände werden im vorliegenden Fall grundsätzlich eingehalten, so 
dass von einer Beeinträchtigung nicht auszugehen ist. 

1.3 Schallschutz 
Unter dem Gesichtspunkt der „Lärmvorsorge“ hat die Stadt Badkreuznach zur Beurtei-
lung der Belange des Schallschutzes hinsichtlich der Verkehrslärmeinwirkungen sowie 
der Geräuscheinwirkungen durch vorhandene Betriebe eine schalltechnische Untersu-
chung veranlasst: 
Der Gutachter kommt zu dem Ergebnis, dass auf Grund der Überschreitungen der Ori-
entierungswerte der DIN 18005 durch Verkehrslärmeinwirkungen Schallschutzmaßnah-
men vorzusehen sind. Es wird empfohlen, nach Prüfung der Umsetzungsmöglichkeiten 
von aktiven Schallschutzmaßnahmen, den erforderlichen Schallschutz durch passive 
Maßnahmen sicherzustellen. 
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Daher wurden auf Grundlage des schalltechnischen Gutachtens passive Schallschutz-
maßnahmen in Form von Festsetzungen hinsichtlich der erforderlichen Schalldämmung 
von Außenbauteilen in Abhängigkeit vom resultierenden Außenlärmpegel nach DIN 
4109 (Schallschutz im Hochbau) in den Bebauungsplan aufgenommen. 
Dadurch können die Belange hinsichtlich der allgemeinen Anforderungen an Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse im Plangebiet grundsätzlich sichergestellt werden. Mit den aus dem 
schalltechnischen Gutachten übernommenen Festsetzungen wird den Belangen des 
Schallschutzes und den Anforderungen der im Plangebiet gestatteten schutzwürdigen 
Nutzung im erforderlichen Maß Rechnung getragen. 

1.4 Altlasten 
Erkenntnisse über Altablagerungen oder schädliche Bodenverunreinigungen, die eine 
Nutzung der Flächen beeinträchtigen könnten oder weitergehende Erkundungen erfor-
derlich machen würden, liegen bei der Stadt Bad Kreuznach nicht vor. 
Sollten wider Erwarten bei der Baumaßnahme Abfälle angetroffen werden oder sich 
sonstige Hinweise ergeben, wird im Bebauungsplan darauf hingewiesen, dass die Struk-
tur- und Genehmigungsdirektion Nord, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft 
und Bodenschutz umgehend zu informieren ist. 

2 Erhaltung, Erneuerung, Fortentwicklung, Anpassung und Umbau vorhandener 
Ortsteile (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 4 BauGB) 
Die Planung dient der Schaffung einer Grundlage für die bauliche Fortentwicklung im 
Innenbereich der Stadt Bad Kreuznach und entspricht somit auch dem Ziel des sparsa-
men Umgangs mit Grund und Boden (vgl. § 1a Abs. 2 BauGB). 

3 Belange des Denkmalschutzes (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB) 
Durch die Aufstellung des Bebauungsplans werden die Belange des Denkmalschutzes 
nicht beeinträchtigt. Im Geltungsbereich Bebauungsplans befinden sich keine Kultur-
denkmäler oder kulturhistorisch interessanten Baulichkeiten. Über archäologische Fund-
stellen oder Bodendenkmäler ist ebenfalls nichts bekannt. 
Es befinden sich jedoch einige Kulturdenkmäler in der unmittelbaren Umgebung des 
Plangebiets: 
 Bleichstraße, Hausnummern: 18, 20, 23, 25 und 26, 
 Mathildenstraße, Hausnummern: 1, 4, 6, 8, 10, 
 Planiger Straße 27, 
 Wilhelmstraße 39, Kath. Pfarrkirche Heiligkreuz.  
Die architektonischen Planungsentwürfe wurden bereits mit der Unteren Denkmal-
schutzbehörde abgestimmt und entsprechend der denkmalschützenden Belange ange-
passt. Somit kann davon ausgegangen werden, dass den Belange des Denkmalschut-
zes Rechnung getragen wurde und keine Beeinträchtigung zu erwarten ist.  
Sollten während der Bauphase Funde zu Tage treten, wird im Bebauungsplan auf die 
gesetzliche Verpflichtung zur Meldung an die Generaldirektion Kulturelles Erbe, Direk-
tion Landesarchäologie, Außenstelle Mainz verwiesen. 
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4 Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB) 
Die landespflegerische Bewertung des Bebauungsplanes hinsichtlich seiner Auswirkun-
gen auf die Schutzgüter Boden, Wasser, Luft/Klima, Flora/Fauna, Orts- und Landschafts-
bild/Erholung kommt zu folgendem Schluss: 
Bereits vor Aufstellung des Bebauungsplans „Westlich der Bingerbrücker Bahnlinie zwi-
schen Bahnhofsplatz und Viktoriastraße (Nr. 1a/10, 2. Änderung)“ wurden Boden- und 
Wasserhaushalt sowie das Lokalklima durch die bestehende Versiegelung negativ be-
einflusst. Wichtige Bodenfunktionen wurden reduziert oder gänzlich unterbrochen, Ober-
flächenabfluss und thermische Erwärmung erhöht. Damit einher gingen die Zerstörung 
von Vegetationsstrukturen und deren Funktion als Lebensraum für verschiedenste Tier-
arten.  
Die Planung sieht zunächst keine weitere Versiegelung des Geltungsbereichs vor. Er-
hebliche Auswirkung auf die Schutzgüter Boden, Wasser, Luft/Klima, Orts- und Land-
schaftsbild, Kultur- und Sachgüter sowie Mensch sind nicht zu erwarten.  
Auch erhebliche Auswirkungen des Planvorhabens auf Schutzgebiete und deren 
Schutzfunktionen sind nicht zu erwarten. 
Nach der artenschutzrechtlichen Risikoeinschätzung ist die Realisierung des Vorhabens 
ohne Verstoß gegen die Zugriffsverbote des § 44 BNatSchG möglich. Unter Berücksich-
tigung der Überprüfung der artenschutzrechtlichen Situation bei Fassaden- oder 
Dachsanierungen sowie bei Abriss von Gebäuden und dem Ergreifen entsprechender 
Maßnahmen zum Schutz vorhandener Artengruppen werden keine Verbotstatbestände 
gem. § 44 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG ausgelöst. 
Mit Umsetzung der Planung sind zum derzeitigen Kenntnisstand keine weiteren negati-
ven Auswirkungen auf die Natur und Umwelt zu erwarten.  
Vielmehr sieht der Bebauungsplan Maßnahmen zur Durchgrünung des Plangebiets vor, 
die sich positiv auf das Plangebiet auswirken, in dem sie das Mikroklima verbessern und 
die Wohnqualität erhöhen. 

5 Belange der Ver- und Entsorgung (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 8 BauGB) 
Alle erforderlichen Ver- und Entsorgungsleitungen können, zum gegenwärtigen Kennt-
nisstand, von den zuständigen Trägern durch Anschluss an bereits bestehende Netze 
bereitgestellt werden. 

6 Belange des Verkehrs (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 9 BauGB) 
Belange des Verkehrs werden, unter Berücksichtigung des aktuellen Sachstands, nicht 
wesentlich beeinträchtigt, die Erschließung des Plangebiets erfolgt über die vorhande-
nen Straßen „Am Römerkastell“, „Planiger Straße“ und „Europaplatz“.  

L. Planverwirklichung 

1 Grundbesitz und Bodenordnung 
Das Gelände befindet sich zu 100 % in Besitz des Vorhabenträgers.  
Aufgrund der gegebenen Eigentumsverhältnisse ist zum gegenwärtigen Sachstand eine 
gesetzliche Bodenordnung im Sinne des §§ 45 ff. BauGB nicht erforderlich. 



Stadt Bad Kreuznach  Bebauungsplan 
                                                                                  „Westlich der Bingerbrücker Bahnlinie zwischen Bahnhofsplatz 
                                                                                                               und Viktoriastraße (Nr. 1a/10, 2. Änderung)“ 
  Begründung 

BBP Stadtplanung Landschaftsplanung   |   Kaiserslautern   |   www.bbp-kl.de Seite 26 von 26 

2 Kosten der Bauleitplanung 
Die Bauleitplanung ist eine hoheitliche Aufgabe einer Kommune, Kosten der Bauleitpla-
nung sind daher in der Regel durch die Kommune zu bedienen. Gem. § 11 Abs. 1 Satz 
2 Nr. 3 BauGB kann jedoch eine Gemeinde in einem städtebaulichen Vertrag dem 
Grundstückseigentümer / Vorhabenträger auf dessen Kosten die Ausarbeitung der städ-
tebaulichen Planungen und Gutachten übertragen. 
Im vorliegenden Fall haben sich die Vorhabenträger im Rahmen einer Kostenübernah-
meerklärung gegenüber der Stadt Bad Kreuznach verpflichtet, die im Rahmen der Aus-
arbeitung der Bebauungsplanung anfallenden Kosten zu übernehmen. 
Die Vorhabenträger sind sich bewusst, dass ein Rechtsanspruch auf rechtsverbindliche 
Aufstellung des Bebauungsplans für das Plangebiet durch die Kostenübernahmeerklä-
rung nicht besteht. Die Unabhängigkeit und die Entscheidungsfreiheit der Verwaltung 
und des Stadtrates, insbesondere im Hinblick auf planerische Aufgaben nach dem 
BauGB bleiben durch diese Kostenübernahmeerklärung unberührt. 
Aus der „Erklärung“ können zudem keinerlei Rechte für die Vertragspartner hergeleitet 
werden.  
Das Planungsbüro BBP Stadtplanung Landschaftsplanung (Kaiserlautern) wurde mit der 
Vorbereitung und Erstellung der Bebauungsplanänderung beauftragt. 
Der Stadt Bad Kreuznach entstehen somit durch die Ausarbeitung des Bebauungsplans 
„Westlich der Bingerbrücker Bahnlinie zwischen Bahnhofsplatz und Viktoriastraße (Nr. 
1a/10, 2. Änderung)“ keine direkten Kosten. Kosten fallen allenfalls im Rahmen des er-
forderlichen und nicht übertragbaren verwaltungstätigen Handelns im Sinne der Vorbe-
reitung, Durchführung und Begleitung von Verfahrensschritten nach §§ 3 - 4a BauGB 
an. 
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